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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 5/09 BH 
 
L 6 R 87/05 (Thüringer LSG) 
S 19 RJ 1582/03 (SG Gotha) 
 
 
 
…………………………………………………………. , 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Kranichfelder Straße 3, 99097 Erfurt, 
 
 Beklagte. 
 
 
 
Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. April 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   K a l t e n s t e i n 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzu-

lassung der Revision im Urteil des Thüringer Landessozialgerichts vom 27. Januar 

2009 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird 

abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 27.1.2009 hat das Thüringer Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des Klä-

gers auf Gewährung von Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit verneint. 

 

Hiergegen hat der Kläger beim Bundessozialgericht (BSG) die Bewilligung von Prozesskosten-

hilfe zur Durchführung des Nichtzulassungsbeschwerdeverfahrens unter Beiordnung eines 

Rechtsanwalts beantragt. 

 

Der Prozesskostenhilfeantrag des Klägers ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a des Sozialgerichtsgesetztes (SGG) iVm § 114 der Zivilprozessordnung (ZPO) kann 

einem Beteiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt 

werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das 

ist hier nicht der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass einer Nichtzulassungsbeschwerde des 

Klägers Erfolg beschieden sein könnte. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der Obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulas-

sungsgrund ist weder nach dem Vorbringen des Klägers noch nach summarischer Prüfung des 

Streitstoffs ersichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung iS dieser 

Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die allgemeine, 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung hat (vgl BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a 

Nr 11; SozR aaO, Nr 39). Die Frage müsste außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grund-

sätzlich dann nicht der Fall, wenn die Antwort darauf von vornherein praktisch außer Zweifel 

steht (vgl BSGE 40, 40 = SozR 1500 § 160a Nr 4) oder bereits höchstrichterlich entschieden ist 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Rechtsfragen, die in diesem Sinne grundsätzliche Be-

deutung haben könnten, sind hier nicht ersichtlich. Zu den Voraussetzungen, unter denen 

Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit gewährt werden kann, existiert bereits 

umfangreiche höchstrichterliche Rechtsprechung (vgl Nachweise bei Niesel, Kasseler Komm, 

Sozialversicherungsrecht Bd 1, Anm zu § 43 des Sechsten Buchs Sozialgesetzbuch). 
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Auch der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) kann nicht mit Erfolg geltend 

gemacht werden, weil die Begründung der Entscheidung des LSG ersichtlich von höchstrichter-

licher Rechtsprechung nicht abweicht. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensfehler feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

zur Zulassung der Revision führen könnte. Soweit der Kläger die Auswahl der Gutachter durch 

das LSG bemängelt, hätte er mögliche Bedenken spätestens vor Gutachtenerstellung geltend 

machen müssen; dass das LSG die Gutachten Dr. P.         und Dr. U.         (vom Kläger als 

Dr. M.         bezeichnet - Prof. Dr. M.        ,           , ist jedoch einer der behandelnden Ärzte des 

Klägers) nicht hätte zur Entscheidungsgrundlage machen dürfen, behauptet er nicht. Soweit er 

die Vorgehensweise der Sachverständigen selbst - Nichtbeiziehung eines MRT-Protokolls des 

S.          Krankenhauses; Erstellung ergänzender Gutachten ohne neue Untersuchung - bemän-

gelt, spricht er keinen - vermeintlichen - Verfahrensfehler des LSG an. Gründe, weswegen ein 

weiteres internistisches Gutachten hätte eingeholt werden müssen, trägt er weder vor noch er-

schließen sie sich aus dem Akteninhalt. Ein entsprechender Beweisantrag ist von der im Termin 

anwesenden Prozessbevollmächtigten des Klägers am 27.1.2009 weder gestellt noch ist ein 

früher gestellter Beweisantrag aufrechterhalten worden. Die vom Kläger kritisierte Beweiswürdi-

gung des LSG (§ 128 Abs 1 Satz 1 SGG) kann nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG mit der Verfahrensrüge nicht angegriffen werden. Auch ansonsten 

erschließt sich nach Studium der Akten kein relevanter Verfahrensfehler. 

 

Da dem Kläger hiernach Prozesskostenhilfe nicht zu gewähren ist, hat er auch keinen 

Anspruch auf Beiordnung eines Rechtsanwalts nach § 121 ZPO. 
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